
Vorschrift hätte also die Genehmigungsbehörde die 
Bietergenehmigung zu versagen und die Miterben auf 
den Weg des Verkaufs zu verweisen, wobei die Fest­
setzung des Schätzungswertes keiner besonderen 
Schwierigkeit begegnen dürfte. Es würde das gleiche 
Ergebnis erzielt, ohne den rein formalistischen und 
überflüssigen Weg der Zwangsversteigerung.

Der Beschluß ist ein gutes Beispiel dafür, daß es 
sinnlos ist, aus formalen Erwägungen heraus an alten 
Bestimmungen festzuhalten, wenn deren Zweck nicht 
mehr erreicht werden kann. In solchen Fällen kommt 
es vielmehr darauf an, neue, der Entwicklung Rech­
nung tragende Rechtsgrundsätze zu entwickeln.

Dr. Werner A r t z t ,  Hauptreferent

§§ 9, 10 VerschG; VO über die Zulässigkeit von An­
trägen auf Todeserklärung von Kriegsteilnehmern 
vom 22. Februar 1949; DurchfVO vom 23. Juli 1949.

Das Leben eines im 2. Weltkrieg verschollenen und 
noch nicht für tot erklärten Kriegsteilnehmers wird bis 
zum Ablauf des 31. Juli 1949 vermutet.

LG Leipzig, Beschl. vom 18. Januar 1951 — 14 T 792/50.

Aus den G r ü n d e n :
Die Buchbinderarbeiterin Gertrud A. beantragte unter 

dem 31. Juli 1950 Erbscheine nach
1. ihrem am 8. März 1946 verstorbenen Vater Fried­

rich A. und
2. ihrer am 25. September 1946 verstorbenen Mutter 

Maria A.,
und zwar des Inhalts, daß neben anderen auch Kurt A., 
der am 15. Februar 1924 geboren und seit dem 25. Januar 
1943 vermißt, bisher aber noch nicht für tot erklärt wor­
den ist, Miterbe geworden ist.

Das Amtsgericht wies die Anträge zurück, da der 
Nachweis fehle, daß Kurt A. Miterbe geworden sei. Seit 
1. August 1949 bestehe für ihn keine Lebensvermutung 
mehr. Eine Todeserklärung sei bis jetzt nicht erfolgt. 
Da für die erbrechtlichen Verhältnisse der Zeitpunkt 
der Erteilung des Erbscheins maßgebend sei, könne 
Kurt A. als Miterbe in dem Erbschein nicht aufgeführt 
werden.

Gegen diese Entscheidung hat die Antragstellerin 
Beschwerde eingelegt. Sie macht geltend, die Ansicht 
des Amtsgerichts, seit dem 1. August 1949 bestehe für 
den vermißten Kurt A. keine Lebensvermutung mehr, 
sei rechtsirrig. Nach der Gesetzgebung stelle der 
1. August 1949 lediglich den Stichtag dar, von dem ab 
der Antrag auf Todeserklärung zulässig sei. Die Lebens­
vermutung werde jedoch dadurch nicht berührt. Diese 
bestehe vielmehr fort, bis ein Vermißter für tot erklärt 
sei. Kurt A. gelte demnach noch jetzt als fortlebend, 
da er bisher nicht für tot erklärt sei. Seinen Tod auf 
den 1. August 1949 festzusetzen, sei nur in einem Ver­
fahren auf Todeserklärung angängig. Für das Erb­
scheinverfahren gelte Kurt A. als lebend.

Die Beschwerde ist begründet.
Die entscheidende Frage ist, ob der seit dem 25. Januar 

1943 vermißte Kurt A. noch über diesen Zeitpunkt hin­
aus als lebend zu vermuten ist oder nicht.

Legt man bei der Beurteilung dieser Frage das Ge­
setz über die Verschollenheit, die Todeserklärung und 
die Feststellung der Todeszeit vom 4. Juli 1939 (RGBl. I
S. 1186) zugrunde, so wäre maßgebend § 10 in Verbin­
dung mit § 9 Abs. 3b des Gesetzes. Danach würde für 
den Verschollenen nur bis zum Zeitpunkt seines Ver­
mißtseins, also bis zum 25. Januar 1943, eine Lebens­
vermutung gelten.

Diese Vorschriften schlagen jedoch im Streitfall nicht 
ein. Maßgebend sind vielmehr die VO über die Zu­
lässigkeit von Anträgen auf Todeserklärung von Kriegs­
teilnehmern vom 22. Februar 1949 (ZVOB1. S. 124) und 
die dazu ergangene DurchfVO vom 23. Juli 1949 (ZVOB1. 
S. 550). § 3 der DurchfVO bestimmt, daß ein verschol­
lener Kriegsteilnehmer, solange er nicht für tot erklärt 
ist, bis zum 31. Juli 1949 als lebend vermutet wird. Für 
den Streitfall ergibt sich hieraus, daß bis zum Ablauf 
des 31. Juli 1949 das Leben des im Kriege vermißten 
Kurt A. vermutet wird, Kurt A. demnach den Tod

seiner Eltern (8. März 1946 und 25. September 1946) über­
lebt hat. Wer sich darauf beruft, daß er zu dieser Zeit 
nicht mehr gelebt habe, hat das zu beweisen oder eine 
Todeserklärung herbeizuführen und nach § 2 der 
DurchfVO den Antrag zu stellen, einen früheren Zeit­
punkt als Todestag festzustellen.

Kurt A. ist somit gesetzlicher Erbe seiner Eltern 
geworden und deshalb in den beiden Erbscheinen als 
Miterbe anzugeben. Die Ansicht des Amtsgerichts, daß 
für die erbrechtlichen Verhältnisse der Zeitpunkt der 
Erteilung des Erbscheins maßgebend sei, ist unzu­
treffend. Maßgebend ist jeweils der Zeitpunkt des 
Erbfalls.

Nach alledem kann die angefochtene Entscheidung 
nicht aufrechterhalten werden.

A n m e r k u n g :
Die vorstehende Entscheidung des Landgerichts 

Leipzig beschäftigt sich hauptsächlich mit der Lebens­
vermutung eines noch nicht für tot erklärten, im 
Hitler-Krieg verschollenen Kriegsteilnehmers, d. h. mit 
der Frage, bis zu welchem Zeitpunkt ein verscholle­
ner Kriegsteilnehmer als lebend und von welchem 
Zeitpunkt an er als tot zu vermuten ist. Die Entschei­
dung des LG Leipzig, der in vollem Umfang zuzu­
stimmen ist, gibt Anlaß zu einer weiteren Erörterung 
des aufgeworfenen Fragenkomplexes.

Die Entscheidung geht von der richtigen mit der 
Ansicht R o t h s  („Die Vertretung des Vermißten“ in 
NJ 1950 S. 341) übereinstimmenden Erkenntnis aus, 
daß die an sich allgemein für die Frage der Lebens­
vermutung geltenden Bestimmungen der §§ 10, 9 
Abs. 3 b VerschG für verschollene Kriegsteilnehmer 
durch § 3 DurchfVO vom 23. Juli 1949 ausgeschlossen 
worden sind, worin festgelegt ist, daß verschollene 
Kriegsteilnehmer, auf die die DurchfVO Anwendung 
findet, bis zum Ablauf des 31. Juli 1949 als lebend zu 
vermuten sind. Die Gesetzesvorschrift des § 3 Durchf­
VO entspricht der des § 3 einer Bundesrätsbekannt- 
machung über die Todeserklärung Kriegsverschollener 
vom 18. April 1916 i.d.F. des Gesetzes vom 20. Fe­
bruar 1925 (RGBl. S. 15 ff.), welches mit fast dem 
gleichen Wortlaut die Frage der Beendigung der Le­
bensvermutung der im ersten Weltkrieg Verschollenen 
geregelt und, wie auch N a t h a n  ausgeführt hat 
(NJ 1949 S. 184), der heutigen gesetzlichen Regelung 
als Vorlage gedient hat. Wie aus der Rechtsprechung 
zu § 3 des Gesetzes vom 20. Februar 1925 zu ent­
nehmen ist (RGZ 93, 108 ff.), waren auch damals die 
allgemeinen Bestimmungen — §§ 18, 19 BGB, die dann 
später durch §§ 9, 10 VerschG ersetzt worden sind — 
durch die Regelungen des Gesetzes für die damals 
verschollenen Kriegsteilnehmer ausgeschlossen. Das 
gleiche hat auch, wie bereits gesagt, heute für die 
Kriegsteilnehmer zu gelten, die unter die Verord­
nungen vom 22. Februar und 23. Juli 1949 fallen.

Eine andere Frage ist, was für die Teilnehmer am 
Hitler-Krieg zu gelten hat, die unter § 4 Abs. 2 
VerschG fallen, also für diejenigen, die im Gefahren­
gebiet unter Umständen vermißt worden sind, die eine 
hohe Wahrscheinlichkeit ihres Todes begründen und 
deren Todeserklärung auch schon vor Erlaß der VO 
vom 22. Februar 1949 möglich gewesen ist. Gilt für 
sie bei der Frage der Lebensvermutung § 3 DurchfVO 
vom 23. Juli 1949 oder §§ 10, 9 Abs. 3 b VerschG? 
Ein Vergleich mit dem nach dem ersten Weltkrieg 
verabschiedeten Gesetz führt hier zu keinem Ergebnis, 
da dort in § 3 Halbs. 2 ausdrücklich bestimmt war, 
daß dann, wenn der Verschollene seit einem beson­
deren Kriegsereignis (einem Gefecht, einer Sprengung, 
einem Schiffsunfall oder dergleichen) — also unter 
Umständen, die heute unter § 4 Abs• 2 VerschG zu zählen 
sind — vermißt worden ist, der Zeitpunkt dieses Er­
eignisses als Endzeitpunkt der Lebensvermutungsfrist 
anzunehmen war. Die heute geltenden Verordnungen 
vom 22. Februar und 23. Juli 1949 enthalten eine der­
artige Bestimmung nicht. M. E. hat aber heute der 
gleiche Grundsatz zu gelten, wie er auch durch das 
Gesetz vom 20. Februar 1925 festgelegt worden war, 
daß also § 3 DurchfVO keine Anwendung finden kann, 
wenn der Verschollene unter § 4 Abs. 2 VerschG fällt. 
Das ist daraus zu entnehmen, daß die heutigen Ver­
ordnungen „unbeschadet der gesetzlichen Bestimmun-
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